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1. Kapitel

Rechtliche Grundlagen

Verfassungsgesetzliche Grundlagen des Verfahrens 

vor den Verwaltungsbehörden

A. 

Lit: Mayer, Die Kompetenzverschiebungen zwischen Bund und Ländern, in Mayer/Rill/ 
Funk/Walter Öhlinger -
verfahrensgesetze – Verwaltungsstrafrechtsreform: Sind die österreichischen Verwaltungsverfah-

Werner -

1. 

Kompetenzrechtlich gehört das Verfahren vor den Verwaltungsbehörden (wie 
auch das Verwaltungsstrafverfahren und das Verwaltungsvollstreckungsverfahren, 

Annex- oder Ad-

. Dh die Zuständigkeit zur gesetzlichen Regelung des Verfahrens 
und zu seiner Vollziehung richtet sich  dem  
nach der jeweiligen Sachmaterie. Es ist von dieser als unselbständiger Bestand-

teil mitumfasst und teilt deren kompetenzrechtliches Schicksal.

So sind zB die verwaltungsverfahrensrechtlichen Regelungen in den „Angelegenheiten des 

-
rechts, das unter Art 15 Abs 1 B-VG fällt, ist die gesetzliche Regelung und die Vollziehung des 
Verwaltungsverfahrens Ländersache, in Staatsbürgerschaftsangelegenheiten (Art 11 Abs 1 Z 1 
B-VG) ist das Verfahren vom Bund zu regeln und von den Ländern zu vollziehen.

aus Art 10 Abs 1 Z 6 B-VG hervor, der dem Bund die Gesetzgebung und Voll-
ziehung im „ -

rens“ zuweist. Der ausdrückliche Ausschluss des Verwaltungsstrafverfahrens aus 
dem Strafrechtswesen macht nur dann Sinn, wenn man davon ausgeht, dass das 
Verwaltungsstrafverfahren vom Kompetenztatbestand „Strafrechtswesen“ mitum-

dass für die Zuständigkeit zur Regelung bzw zur Vollziehung des Verwaltungsver-
fahrens, des Verwaltungsstrafverfahrens (einschließlich der allgemeinen Bestim-
mungen des Verwaltungsstrafrechts) sowie der Verwaltungsvollstreckung das An-
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2. 

Auch Art 11 Abs 2 B-VG geht von diesem Grundsatz aus. Er ermächtigt den 
Bundesgesetzgeber, soweit ein Bedürfnis nach Erlassung einheitlicher Vorschriften 
als vorhanden erachtet wird, das Verwaltungsverfahren, die allgemeinen Bestim-
mungen des Verwaltungsstrafrechts, das Verwaltungsstrafverfahren und die Ver-
waltungsvollstreckung auch in den Angelegenheiten, in denen die Gesetzgebung 
den Ländern zusteht, durch Bundesgesetz zu regeln.

Daraus geht zweierlei hervor:
1. Die angeführten Verfahrensgesetze sind in den Angelegenheiten, in denen 

die Gesetzgebung den Ländern zusteht, von den Landesgesetzgebern zu erlassen 

2. Wenn es der Bund für notwendig erachtet, kann er das Verfahrensrecht ver-
einheitlichen und unter Durchbrechung des Annexprinzips auch die Vollziehung 
von Verwaltungsmaterien, in denen die Gesetzgebung den Ländern zusteht, seiner 
einheitlichen bundesgesetzlichen Verfahrensregelung unterstellen. Es genügt, dass 
der Bund  der Meinung ist, dass Vereinheitlichungsbedarf besteht („als 
vorhanden erachtet“). Eine Bindung des Gesetzgebers an objektive Kriterien, an 
einen objektiven Bedarf, ist nicht vorgesehen.

Daher steht es dem Bundesgesetzgeber grundsätzlich1 frei, welche Materien 
er dem einheitlichen Verfahrensrecht unterwirft. Für Verwaltungsangelegenheiten, 
die er nicht miteinbezogen hat, bleibt das Annexprinzip weiterhin voll aufrecht, dh 
die verfahrensrechtlichen Regelungen für ihre Vollziehung sind vom zuständigen 
Materiengesetzgeber zu erlassen.

Von der Ermächtigung des Art 11 Abs 2 B-VG hat der Bundesgesetzgeber im 

(EGVG, AVG, VStG und VVG) erlassen.2

Die Handhabung (Vollziehung

richtet sich nach dem Annexprinzip, gleichgültig, ob sie vom Materiengesetzgeber 
erlassen wurden oder vom Bund aufgrund der Bedarfskompetenz (Art 11 Abs 4 
B-VG). Durchführungsverordnungen zu den vereinheitlichenden Bundesgesetzen 
gem Art 11 Abs 2 B-VG sind aber vom Bund zu erlassen. Der einfache Bundesge-
setzgeber kann jedoch „anderes“ bestimmen, dh eine Länderkompetenz begründen 

Hat der Bundesgesetzgeber auf der Grundlage des Art 11 Abs 2 B-VG für be-
stimmte Bundes- und Landesangelegenheiten eine einheitliche Verfahrensregelung 

1

aber selbstverständlich auch für den Verfahrensgesetzgeber. 
2 -

1, der eine ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes in Verfahrensangelegen-

Werner
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getroffen, darf er selbst sowie der Landesgesetzgeber im betroffenen Materienge-
setz von dieser nur dann und nur insoweit abweichen, also spezielle Verfahrens-
bestimmungen erlassen, als sie „zur Regelung des Gegenstandes erforderlich sind“ 
(Art 11 Abs 2 letzter Halbsatz B-VG). Hervorzuheben ist, dass derartige abwei-
chende Sondervorschriften nur zulässig sind, wenn dafür ein  Bedarf 
besteht, dh wenn sie aufgrund besonderer Umstände „erforderlich“ oder „uner-

lässlich

Abs 2 letzter Halbsatz B-VG seine heutige Fassung erhielt, darauf hingewiesen, dass das Wort 

4 Bei der Beurteilung der Erforderlichkeit ist 

Einheitlichkeit des Verfahrensrechts abzuwägen.5 Nicht „unerlässlich“ in diesem Sinne war zB 

Dies gilt für Abweichungen jeder Art, also zB auch, wenn der Gesetzgeber für 
bestimmte Verwaltungsbehörden oder für ein bestimmtes Verwaltungsgebiet die 

Dass Bund und Länder gleichermaßen an den objektiven Bedarf gebunden sind, 
hat zur Folge, dass der Bund selbst von seiner einmal getroffenen einheitlichen 
Regelung (zB im AVG) in Bezug auf einzelne Angelegenheiten trotz Bedarfs- und 
Sachkompetenz nicht mehr abweichen darf, wenn die Sondervorschrift (zB in der 
GewO) nicht zur Regelung des Gegenstandes objektiv erforderlich ist.6

-
haltenen abweichenden Regelungen keine unmittelbaren Auswirkungen, weil nach 
dem Willen des Gesetzgebers die Kompetenzänderungen „bestehende Vorschriften 
unberührt lassen und nur für künftige Neuregelungen von Bedeutung sind“.

Die Ermächtigung, abweichendes Sonderverfahrensrecht zu erlassen, haben die 
Materiengesetzgeber reichlich in Anspruch genommen.

UmweltschutzG.

Verwaltungsbehörden durch Bundesgesetz ein einheitliches Verfahren festzulegen, 

Öhlinger
4

5 Näher dazu Janko, Zur Neuordnung der Rechtsstellung übergangener Nachbarn durch die 
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wird von den Verfahrensgesetzen des Bundes selbst dadurch unterlaufen, dass sie 
zahlreichen Bestimmungen nur „subsidiäre“ Geltung verleihen. Diese Regelun-
gen kommen also nur dann zur Anwendung, wenn in den Verwaltungsvorschriften 
„nicht anderes bestimmt ist“.

Unter Verwaltungsvorschriften -

Hauptfrage zu vollziehenden Vorschriften (G, VO, StV und unmittelbar anwendbare Normen des 
Unionsrechts) zu verstehen. Dabei kann es sich sowohl um Vorschriften des materiellen als auch 
des Verfahrensrechts handeln.

Da Art 11 Abs 2 B-VG dem Bund die Zuständigkeit nur zur Erlassung „ein-
heitlicher Vorschriften“ für das Verfahren überträgt, wird diesen Subsidiärrege-
lungen vorgeworfen, dass sie sich, weil sie keine Vereinheitlichung herbeiführen, 
auch nicht auf ihn berufen könnten und (zumindest dort, wo den Ländern die Ge-
setzgebung zusteht) verfassungswidrig seien.10 Gerechtfertigt werden sie mit der 
Absicht des historischen Verfassungsgesetzgebers, der bei Schaffung des Art 11 

11 den Verwaltungsverfahrensgesetzen, 
wie sie zu diesem Zeitpunkt bestanden, also einschließlich der Subsidiärbestim-
mungen, eine hinreichende und zweifelsfreie Kompetenzgrundlage geben wollte 
(Versteinerungstheorie).12

Materiengesetzgebern 
überlassen, das Verfahren durch Sondervorschriften zu regeln, ohne dass sie 

Die Verfahrensgesetze nehmen hier keine Vereinheitlichung vor, sondern wollen 
nur für jene Fälle vorsorgen, in denen der Materiengesetzgeber keine Regelung 
getroffen hat.

Soweit aber der Bund die Bedarfskompetenz des Art 11 Abs 2 B-VG in An-
spruch genommen hat, haben die Länder die Zuständigkeit zur Regelung des Ver-

-
mungen iSd Art 11 Abs 2 letzter Satz B-VG besteht eine echte -

 auf Gesetzgebungsebene,  die zur Folge hat, dass sich Bundes- und 
Landesgesetze gemäß der lex-posterior-Regel gegenseitig derogieren.

Aufgrund dieser echten Doppelkompetenz kann der Bundesgesetzgeber in einer neuerlichen 
vereinheitlichenden Regelung allen abweichenden Sonderbestimmungen in den Materiengeset-
zen des Bundes und der Länder derogieren, von der dann wiederum objektiv erforderliche Ab-

 Vgl Walter/Thienel
10 Barfuß

Mayer, Kompetenzverschiebungen 14f.
11

12 Öhlinger
 Wiederin
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3. 

a) Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden

Lit: Mayer
Pernthaler, Die Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund und Ländern auf dem Gebiet der Ver-

Stoitzner -

Unter „Verwaltungsverfahren“15 iSd Art 11 Abs 2 B-VG verstand der histo-

der Versteinerungstheorie maßgebend ist, nicht auch jene Regelungen, welche die 
sachliche, örtliche und funktionelle Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden be-
treffen.

Die Regelung der 16 einschließlich der 

Für die Festlegung der  hat zum einen der Organisa-
tionsgesetzgeber den jeweiligen „Amtssprengel“ der Behörden abzugrenzen  und 
zum anderen der Materiengesetzgeber die territoriale Verknüpfung zwischen der 
Rechtssache und dem Amtssprengel herzustellen.

des Art 11 Abs 2 B-VG.

b) Materielles Verwaltungsstrafrecht

Art 11 Abs 2 B-VG umfasst ferner nicht die besonderen Bestimmungen des 
materiellen Verwaltungsstrafrechts, dh die Normierung der Straftatbestände und 
der Strafdrohungen. Sie fallen in die Zuständigkeit des Materiengesetzgebers 

14 Dazu Janko
15 Zum Umfang des Kompetenztatbestandes „Verwaltungsstrafverfahren“ siehe Thienel, 

Walter/Mayer, Verwaltungsverfahrensrecht Rz 41. 
16 Mayer, Zuständigkeit 25f.

-
nisation der „eigenen Organe“ selbst zu regeln haben (Art 10 Abs 1 Z 16 und Art 15 Abs 1 
B-VG). Besonderes gilt für die „allgemeine staatliche Verwaltung in den Ländern“ (vgl zB 

Pernthaler, Zuständig-
keitsverteilung 10ff).

 Mayer Stoitzner
 So auch Walter/Kolonovits/Muzak/Stöger Stoitzner, 
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c) Verwaltungsabgaben

Auch die Regelung der Verwaltungsabgaben fällt nicht unter die Kompetenzbe-
stimmung des Art 11 Abs 2 B-VG, sondern unter das F-VG 20

13 und 14 entfallen

d) Bürgerbeteiligungsverfahren

Um die Legitimation von Großprojekten zu verbessern, wurde ebenfalls durch 

Die „unechte“ (also subjektive)  des Art 11 Abs 6 B-VG räumt 
dem Bund die Zuständigkeit zur bundeseinheitlichen Regelung folgender Bereiche 
ein:

1.  Das  und die Bestimmung der Vorhaben, 
auf die es zur Anwendung kommt.

2.  Die Beteiligung (Partei- und Beteiligtenstellung) an Verwaltungsverfah-

ren, die einem Bürgerbeteiligungsverfahren nachfolgen.
 des Bürgerbeteiligungsverfahrens 

(zusammenfassende Darstellung des Vorhabens, Stellungnahmen, Protokoll 
der öffentlichen Erörterung) bei der Genehmigung des betroffenen Vorha-
bens.

4.  Die 

16 und 17 entfallen

B. Verfahrensrechtlich relevante Grundrechte

Die verfahrensrechtlichen Regelungen werden auch inhaltlich durch zahlrei-
che Verfassungs normen determiniert, zu denen insbesondere folgende Grundrechte 
zählen:

– 21 Art 83 Abs 2 

B-VG Gesetzgeber zu einer präzisen Regelung der Behör-
Bescheid einer Verwaltungsbe-

hörde wird das Grundrecht verletzt, wenn diese eine ihr nicht zukommende 
Zuständigkeit in Anspruch nimmt oder in gesetzwidriger Weise ihre Zustän-

–  22 Art 6 MRK räumt 
jedermann einen Anspruch darauf ein, dass ein  in einem fairen 

20

21 Näher dazu Hengstschläger/Leeb
22 Näher dazu Hengstschläger/Leeb, Grundrechte Rz 24/1.

12

15

18



Einfachgesetzliche Grundlagen des Verwaltungsverfahrens

Hengstschläger/Leeb, Verwaltungsverfahrensrecht5 45

Verfahren über seine
und über die Stichhaltigkeit der gegen ihn erhobenen strafrechtlichen An-

entscheidet.  Der Begriff „Strafrecht“ in Art 6 MRK umfasst auch 
das Verwaltungsstrafrecht. Zum „Zivilrecht“ iSd Art 6 MRK gehören auch 
typische Verwaltungsangelegenheiten, wie etwa die grundverkehrsbehörd-
liche Genehmigung von Kaufverträgen.

Weitere Kautelen für das Verwaltungsstrafverfahren enthalten:
–  Art 90 Abs 2 B-VG: Aus dem darin normierten, auch im Verwaltungsstraf-

24 leitet der VfGH ein Recht 
auf Parteistellung des Beschuldigten und das Verbot des Zwangs zur Selbst-

–  Art 3 Abs 2 PersFrBVG:25 Diese Bestimmung begrenzt den Umfang der 
Freiheitsstrafen, die durch Verwaltungsbehörden verhängt werden dürfen, 

–  Art 7 MRK Art 2 7. ZP-MRK (Recht 
Art 3 7. ZP-MRK (Recht auf Entschädi-

gung für Fehlurteile), Art 4 7. ZP-MRK Art 13 

MRK (Recht auf eine wirksame Beschwerde, das auch in Verwaltungsstraf-
verfahren zum Tragen kommt).26

Auch die GRC enthält entsprechende verfahrensrechtliche Gewährleistungen.

Legalitätsprinzip

Gesetzgeber, die Tätigkeit der Behörden nicht nur inhaltlich, sondern auch in for-
meller Hinsicht gesetzlich zu determinieren, und bindet die Verwaltungsbehörden 
an diese Gesetze. Diese Vorschrift ist allerdings nur an den Gesetzgeber und die 
Verwaltungsorgane adressiert, sodass ein  des Betroffenen aus 
ihr nicht

Einfachgesetzliche Grundlagen des Verwaltungs-

verfahrens

A. 

Lit: Hellbling Herrnritt, Verwaltungsverfahren.

Mit dem „konstitutionellen Rechtsstaat“, fußend vor allem auf der Dezember-
-

24 Vgl Hengstschläger/Leeb, Grundrechte Rz 24/25.
25 Vgl Hengstschläger/Leeb, Grundrechte Rz 5/6.
26 Vgl Hengstschläger/Leeb, Grundrechte2

-
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zung und Bindung der Staatsgewalt und der rechtlichen Ausgestaltung des Verhält-
nisses von Staat und Bürger durch. Während das gerichtliche Verfahrensrecht zu 

Linie durch materielles (Verhaltens-) Recht. Das Verfahren, also die Anwendung 
des materiellen Rechts durch die Verwaltungsbehörden, wurde vorerst nicht als 
regelungsbedürftig erachtet.

Die Wende brachte die Einrichtung des VwGH  Wenn er fand, 
„dass wesentliche Formen des Administrativverfahrens außer Acht gelassen wor-
den sind“, lag es an ihm, die „Entscheidung oder Verfügung wegen mangelhaften 
Verfahrens aufzuheben und die Sache an die Verwaltungsbehörde zurückzuleiten, 
welche die Mängel zu beheben und hierauf eine neue Entscheidung oder Verfü-
gung zu treffen“ hatte.

die Aufhebung ihrer Entscheidungen oder Verfügungen durch den VwGH wegen 
Verfahrensmängeln riskieren, jene Verfahrensgrundsätze zu beachten hatten, die 

 zu-
mindest in einem Teilbereich zu einer Regelung des Verwaltungsverfahrens. Punk-
tuelle Verfahrensbestimmungen fanden sich weiters in Materiengesetzen. Die um-

 und sich ein 
reichlich verdichtetes verwaltungsgerichtliches „Richterrecht“ entwickelt hatte.

B. Verwaltungsverfahrensgesetze 1925

-
-

bestanden aus dem Verwaltungsentlastungsgesetz, einem Sammelgesetz unter-
schiedlicher Materien einschließlich des Haushaltsrechts des Bundes, und den vier 
Verfahrensgesetzen für die Verwaltung, nämlich dem

-
rungs- und Vollzugsgewalt.

war bereits durch Art 15 des Staatsgrundgesetzes über die richterliche Gewalt in Aussicht 
gestellt worden.

 § 6 leg cit.
 Siehe die systematische Aufarbeitung der Verfahrensjudikatur des VwGH bei Tezner, 

ders, Das österreichische 
Administrativverfahren2

bezüglich des Verfahrens bei Geltendmachung der Rechtsmittel gegen Entscheidungen und 
Verfügungen der politischen Behörden getroffen werden. 

 Vgl Hellbling Herrnritt -
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1.  Einführungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen (EGVG), dem
2.  Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG) , dem 

VStG) und dem 
4.  Verwaltungsvollstreckungsgesetz (VVG).

Die Verwaltungsverfahrensgesetze waren eine legistische Meisterleistung im Dienste des 
Rechtsstaates, was auch dadurch bestätigt wird, dass sie bis heute – natürlich mit entsprechenden 
Novellierungen und Anpassungen an die Erfordernisse der Zeit – in Geltung stehen. Andere Län-

.

Zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen sind auch einige -

ordnungen ergangen, wie etwa die BundesverwaltungsabgabenV, die Beglaubi-
gungsV oder die VerfallsV.

-
rarbehörden in den Angelegenheiten der Bodenreform (Agrarverfahrensgesetz – 
AgrVG

Das Verwaltungsverfahren in Dienstrechtsangelegenheiten, auf welches das 

Dienstrechtsverfahrensgesetz (DVG -

Abs 2 B-VG in Anspruch genommen und dem DVG nicht nur die Angelegenhei-
ten des öffentlich-rechtlichen Dienst-, Ruhe- und Versorgungsverhältnisses zum 
Bund, sondern auch jene zu den Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden 
(vgl Art 21 Abs 1 B-VG) unterstellt (§ 1 Abs 1 DVG).

-

sich das DVG im Wesentlichen darauf, zu bestimmten Paragraphen des AVG Abweichungen bzw 
Ergänzungen anzuordnen.

Zur Anwendung kommt es auch auf öffentlich-rechtliche Bedienstete von Stif-
tungen, Fonds und Anstalten, die von Organen des Bundes oder von Personen ver-
waltet werden, die hiezu von Organen des Bundes bestellt sind (§ 1 Abs 2 DVG).  

 Das AVG enthielt in §§ 21ff seiner Stammfassung auch das Zustellrecht, das aber seit BGBl 

Saladin

die deutschen Verwaltungsgerichte nicht a posteriori entscheiden, sondern das gerichtsförmi-
ge Verfahren bereits bei den – dem Bundesverwaltungsgericht vorgelagerten – Verwaltungs-
gerichten sowie bei den Oberverwaltungsgerichten, die in den Ländern zu errichten sind, 

Knack, Verwaltungsverfahrensgesetz5 Stelkens/ Bonk/Sachs, Ver-
waltungsverfahrensgesetz Wittern/Baßlsperger Verwaltungs- und Verwaltungspro-
zeßrecht

 Siehe die Beispiele bei Raschauer, Verwaltungsrecht4 Hengstschläger, Rechnungs-

Stolzlechner
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Ausgenommen vom DVG ist das Verfahren in -

genheiten, wenn die Gesetze und Verordnungen dafür ein besonderes Verfahren 
 sowie die Vorgangsweise bei der Erteilung von 

Weisungen (§ 1 Abs 4 DVG).

Besondere Verfahrensgesetze gelten für die Finanzverwaltung des Bundes und 

–  Die Bundesabgabenordnung (BAO)
–  Das Finanzstrafgesetz (  
–  Die  (AbgEO) 
–  Die Abgabenordnungen der Länder 

weil seither die BAO auch für die Erhebung der Landes- und Gemeindeab-
gaben durch deren Abgabenbehörden gilt.  

Kucsko-Stadl-
mayer, Das Disziplinarrecht der Beamten2

 Vgl Thienel/Schulev-Steindl
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